
Welche  Agenda  hat  die  große
Koalition?
Dass die große Koalition eine Regierung sozialer Angriffe ist,  war
klar.  Das  bei  sinkendem  Lohnniveau  und  Zerschlagung  sozialer
Sicherungssysteme  im  Ausland,  der  Konkurrenzdruck  auf
Deutschland zunimmt ebenso.  Welche „Reformen“ und Kürzungen
stehen auf der Agenda?

Noch  immer  wird  der  Erfolg  der  Regierung  Merkel  gefeiert:  Noch  nie
standen  so  viele  Menschen  in  Beschäftigung  und  das  Lohnniveau
Deutschlands kann mittlerweile selbst mit China mithalten. Doch wäre es
falsch zu behaupten das die CDU alleine sich die Ausbeutung, Entrechtung
und Verarmung von Millionen von Beschäftigten auf die Fahne schreiben
darf. Im Gegenteil, feierte die SPD im Frühjahr 2013 sogar den Erfolg der 10
Jahre zuvor auf den Weg gebrachten Agenda 2010 und Altkanzler Schröder
ergoss sich in Lobgesang über seine Politik der harten Hand, über allen
Widerstand hinweg.

„… und da glauben noch immer Leute, wir
vertreten die Arbeiterklasse“

Erklärtes Ziel der SPD war
es Deutschland fit für die
Herausforderungen  der
Globalisierung zu machen
und  die  bestand  für  sie
auch in der Pervertierung
der  eigentlichen  Ziele
ihrer Politik: Kürzung des
A r b e i t s l o s e n g e l d e s ,
D e r e g u l i e r u n g  d e r
Leiharbeit,  Vermittlung
von  Arbe i ts losen  an
Le ih f i rmen  und  der
B e z a h l u n g  v o n
sogenannten  Aufstocker-

https://onesolutionrevolution.de/welche-agenda-hat-die-grosse-koalition/
https://onesolutionrevolution.de/welche-agenda-hat-die-grosse-koalition/


Gehälter,  zusätzlich  zu
dem  viel  zu  geringen
Einkommen  –  Auf  diese
Weise  schaffte  man  den
größten  Billiglohnsektor
Europas  und  verstieß
gegen  jedes  Prinzip  der
Sozialstaatlichkeit.  Dieser
soziale  Niedergang  wird
heute  als  großer  Erfolg
verbucht,  das  deutsche
Wirtschaftswunder.

Das passende Zitat der Zeitung ‚Die Welt‘ dazu: „Gering Qualifizierte haben
es  besonders  schwer  mit  dem dynamischen  Tempo  des  Strukturwandels
mithalten zu können. Ihr Beitrag zum Ergebnis einer Firma, rechtfertigt aus
der Sicht der Arbeitgeber oftmals nur Löhne, die unterhalb dessen liegen,
was die Gesellschaft  als  sozial  akzeptabel  empfindet.  Somit liegt auf der
Hand, was zu tun ist: es muss alles getan werden, um gering Qualifizierte
produktiver und motivierter zu machen. Dazu können arbeitsmarktpolitische
Programme einen Beitrag leisten.“

Mit  der  Feier  der  SPD  kurz  vor  Beginn  des  Wahlkampfes  wurde  ein
deutliches Signal an das deutsche Kapital gesendet: Als politischer Partner
führen  wir  auch  die  härtesten  Reformen  durch,  über  jeden  Widerstand
hinweg! Der Koalitionsvertrag ist bereits von Inhalten geprägt die Ausdruck
dieser  Angriffe  sind  –  wohl  dossiert  versteht  sich,  denn  auch  diese
„mächtige“ Koalition scheut davor zurück den Frosch ins heiße Wasser zu
werfen und dreht lieber langsam die Herdplatte auf. Eines der Flaggschiffe
des SPD-Wahlkampfes ist bereits zur Farce verkommen: Der Mindestlohn.
Nach dem lauten Tamtam der darum vollzogen wurde,  kam es jetzt  zur
lächerlichen Einigung ihn auf 8,50€ festzusetzen. Selbst nach den Angaben
der DGB ist ein Lohn der unter 8,67€ liegt, als „Armutslohn“ zu bezeichnen –
Wie soll dies dann ein Mittel gegen Armut sein?

Doch damit nicht genug. Die vollständige Einführung ist erst 2015, bereits



wirksame  Flächentarifverträge  zählen  parallel  bis  2016,  auch  wenn  sie
diesen  Betrag  unterschreiten.  Und  dazu  gibt  es  allerhand  Ausnahmen,
Ausbildende und Praktikanten etwa sind nicht miteingenommen.

Die  Höhe  dieses  Mindestlohns  soll  in  Zukunft  von  einem  Team  aus
Gewerkschaftern,  „Arbeitgeber“-Vertretern  und  Wirtschaftsexperten
ausgehandelt werden. Wer jetzt denkt, was die Inflation nicht frisst, dass
fressen die Experten, trifft den Nagel auf den Kopf: Es ist bereits sicher, dass
diese  Zusammensetzung  aus  Gewerkschaftsbürokratie  und  neoliberaler
Propheten  jeden  Wunsch  des  deutschen  Kapitals  erfüllen  werden.  Statt
einem  Mittel  gegen  Verarmung  getragen  von  den  Organen  der
Arbeiterklasse,  wurde er  jetzt  als  Mittel  gestaltet,  flächendeckend billige
Arbeitskräfte zu gewährleisten.

SPD und DGB attackieren das Streikrecht

Unter  dem  Schlagwort  Tarifeinheit  laufen  nun  schon  seit  Jahren
Vorkehrungen,  um  unliebsamer  Konkurrenten  Herr  zu  werden.  In
Unternehmen  sollen  demnach  die  Tarifverträge  Gültigkeit  haben,  deren
Mitglieder  Zahlenmäßig  am  meisten  vertreten  sind,  so  lange  dieser
Tarifvertrag Gültigkeit besitzt, ist ihr Streikrecht ausgesetzt und sie sind an
die  Fr iedenspf l icht  gebunden.  Einersei ts  schal tet  man  so
Scheingewerkschaften, wie die christlichen Gewerkschaften aus, die lediglich
Interessen der „Arbeitgeber“ verteidigen. Andererseits entledigt man sich
auch unliebsamer, kämpferischer Zusammenschlüsse, wie etwa Cockpit oder
die  Gewerkschaft  der  Lokführer,  deren  progressives  Auftreten  und
Forderungen die DGB-Gewerkschaften mehr als einmal unter Druck gesetzt
haben.

Entlastung  im  Alter,  wenigstens  ein  Lichtblick?  Zumindest  wurde  das
Renteneintrittsalter auf 63 festgelegt, nach Ableisten der 45 Beitragsjahre.
Verwirrend, wo do die SPD noch im Wahlkampf verlauten ließ man wolle die
Aussetzung  der  Rente  mit  67  aussetzen.  Das  Rentenalter  soll  aber
Schrittweise auf 65 erhöht werden. Ein weiterer Dämpfer, von dieser Lösung
profitieren  hauptsächlich  Männer,  laut  Aussage  des  Präsidenten  der
Rentenversicherung  betrifft  diese  Regelung  lediglich  jede  7.  Rentnerin.



Schon  jetzt  werden  aber  Forderungen  laut  im  Interesse  der  deutschen
Wirtschaft und dem aufkommenden Demografischen Wandel, das Rentenalter
wieder auf die geplanten 67 anzuheben oder gleich ganz an die Entwicklung
der Lebenserwartung zu koppeln. Nebenbei: Ex-SPDler Clement und früherer
Arbeitsminister findet man könne ggf. auch noch mit 80 arbeiten.

Deutschland hält sich fit – für die Globalisierung

Unentwegt verlangen Wirtschafsverbände nach Steuererleichterungen und
einer Verhinderung der Besteuerung des Finanzsektors. Lohnkosten sollen
weiter  gesenkt  und  der  Kündigungsschutz  gelockert  werden,  um  die
Wirtschaft  „produktiver“  und  flexibler  zu  Gestalten.  Steuerung  der
Zuwanderung  nach  den  Bedürfnissen  des  Arbeitsmarktes,  Senkung  der
Lohnnebenkosten um besser in Europa konkurrieren zu können. . .
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D i e  L i s t e  d i e s e r
a u s b e u t e r i s c h e n
Forderungen ist Lang.
Man  scheut  n icht
davor  zurück  das
Lebensniveau auch mit
d e n  L ä n d e r n  z u
vergleichen, die durch
d ie  Kr i se  bere i t s
zerstört  wurden  wie
etwa  Griechenland,
Spanien oder Portugal.
Dieses Vorgehen sollte
d a b e i  n i c h t
verwundern,  befindet
sich  der  Kapitalismus
d o c h  i n  e i n e m
t ö d l i c h e n
K o n k u r r e n z k a m p f
unter  verschärften
B e d i n g u n g e n .



Jederzeit  kann  die
Blase abermals Platzen
u n d  d a s  g a n z e
Wirtschaftssystem  in
sich  zusammenfallen.
So  lange  wi l l  man
jedoch  noch  Profite
einfahren.

Die  kommenden  und  gegenwärtigen  Verlierer  sind  wir  Jugendlichen.
Gemeinsam mit den GenossInnen aus den anderen Ländern erwarten uns
Kürzungen, Arbeitslosigkeit und Ausbeutung. Doch diese Situation eint uns.
Die  bürgerliche  Demokratie  wird  keine  Zugeständnisse  mehr  an  die
Arbeiterklasse  machen:  Das  Kapital  fordert,  die  Politik  liefert.  Die
Deutlichkeit dieser Situation macht uns jedoch klar, dass eine Verbesserung
der Situation nur in einem Staat der Arbeiterklasse liegen kann und ein
solcher Staat nur durch unseren aktiven Kampf dafür errichtet wird – Aus der
Klasse, für die Klasse.
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